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Einleitung 
 
A. Einführung 
 
Der Abbau von Informationsasymmetrien durch die Weitergabe von Informationen ist ein 
zentrales Thema des Gesellschaftsrechts.1 Denn wer nicht wenigstens informiert wird, ist 
nicht ernsthaft beteiligt.2 Nach mehr als 120 Jahren beabsichtigt der Gesetzgeber im Jahr 
2021 bis zum Ablauf der 19. Legislaturperiode die Modernisierung des Personen-
gesellschaftsrechts sowie die Anpassung geltender Vorschriften an ein modernes 
Wirtschaftsleben und die praktischen Bedürfnisse von Gesellschaften und Gesellschaftern.3 
Die Änderungen sollen nach Art. 135 MoPeG-E zum 01.01.2023 in Kraft treten.4 Die 
umfangreiche Reform erfasst speziell die Regelungen zum individuellen Informationsrecht 
in den § 716 BGB sowie in den §§ 118, 166, 233 HGB, die alle auf die 
„informationsfeindliche Epoche“5 des 19. Jahrhunderts zurückgehen. In den vergangenen 
zwölf Dekaden, besonders aber nach Einfügung des § 51a GmbHG im Jahr 1980, haben 
Rechtsprechung und Schrifttum in der Folgezeit jene Bestimmungen in BGB und HGB 
fortentwickelt, während der Gesetzestext weitgehend unverändert geblieben ist und die heu-
tige Rechtserkenntnis nicht mehr angemessen widerspiegelt. 
 
Dabei ist sämtlichen Regelungen in jeder Gesellschaftsform gemeinsam, dass sie darauf 
abzielen, Informationsasymmetrien zu beseitigen, die typischerweise durch Arbeitsteilung 
im Verhältnis der geschäftsführenden zu den nichtgeschäftsführenden Personen-
gesellschaftern entstehen.6 Um den Informationsvorsprung der geschäftsführenden 
Gesellschafter bzw. das Informationsdefizit der nichtgeschäftsführenden Gesellschafter 
über die Angelegenheiten der Gesellschaft zu beseitigen und eine gleichmäßige 
Informationsverteilung im Gesellschafterkreis, insbesondere der Minderheit und des ein-
zelnen Gesellschafters, zu gewährleisten, lassen sich heute zwei Informationssäulen unter-
scheiden.7 Auf der einen Seite bestehen die sog. „kollektiven Informationspflichten“, die 
namentlich eine unaufgeforderte Pflicht zur Informationserteilung und damit einen Push-
Mechanismus kennzeichnet. Doch stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, wer 
eigentlich Träger der Informationspflicht bzw. Träger des korrespondierenden 
Informationsrechts ist: Jeder geschäftsführende Gesellschafter persönlich oder das 
Geschäftsführungsorgan bzw. die rechtsfähige Personengesellschaft oder die 
Gesellschaftergesamtheit als Willensbildungsorgan? Demgegenüber steht auf der anderen 
Seite das individuelle mitgliedschaftliche Informationsrecht eines jeden Gesellschafters. Es 
kennzeichnet, dass der Berechtigte selbst darüber zu entscheiden hat, ob er eine 
Informationserteilung und damit eine Beseitigung der Informationsasymmetrie verlangt 
(Pull-Mechanismus). 
 

 
1 Koch ZGR 2020, 183, 184. 
2 Wiedemann GesR II, S. 256. 
3 RegE MoPeG, BT-Drs. 19/27635, S. 1 f. 
4 RegE MoPeG, BT-Drs. 19/27635, S. 97. 
5 Deutlich Wiedemann, FS Meincke, 2015, S. 423, 433. 
6 Koch ZGR 2020, 183, 187. 
7 Casper, Informationsrechte, S. 547 f.; Fleischer/Heinrich DB 2020, 827 ff.; Koch ZGR 2020, 183, 185 
ff.; Schäfers, S. 43 ff.; K. Schmidt, Informationsrechte, S. 15; Wiedemann GesR II, S. 256. 
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B. Zielsetzung und Themenbegrenzung 
 
Das geschriebene Gesetz enthält zwar mit Ausnahme des Vereinsrechts Regelungen zum 
individuellen Informationsrecht des Gesellschafters. Allerdings entspringen die Normen 
unterschiedlichen zeitlichen Epochen. Es verwundert daher nicht, dass die Informations-
ordnung bei rechtsformübergreifender Betrachtung undurchsichtig und unstimmig wirkt. 
Offene Widersprüche treten gerade zwischen der neueren Vorschrift des § 51a GmbHG und 
den älteren Vorschriften der § 716 BGB und §§ 118, 166 HGB hervor, weil letztere unver-
ändert auf dem Stand des ausgehenden 19. Jahrhunderts verharren. Anlässlich der bevor-
stehenden Modernisierung des Personengesellschaftsrechts wird der zentrale Schwerpunkt 
dieser Untersuchung auf das Informationsrecht des Kommanditisten gelegt. Denn zum ei-
nen ist in Bezug auf jenes Recht die bisherige Diskussion über eine Erweiterung des 
individuellen Informationsrechts des Kommanditisten besonders umfangreich. Das betrifft 
die dogmatischen Grundlagen des individuellen Informationsrechts, dessen Inhalt und Um-
fang sowie nicht zuletzt die Abdingbarkeit durch den Gesellschaftsvertrag. Zum anderen 
sind der Wertungswiderspruch und die Unzulänglichkeit des geschriebenen Rechts zwi-
schen § 51a GmbHG und § 166 HGB besonders gravierend. Da rechtstatsächlich die GmbH 
und die KG einschließlich der Sonderkonstellation einer GmbH & Co. KG sehr häufig vor-
kommen,8 ist es hier von besonderer Bedeutung, dass das geschriebene Gesetz die 
Bedürfnisse des modernen Wirtschaftslebens angemessen widerspiegelt. Um den heutigen 
Rechtsstand aufzuzeigen, ist deshalb auch auf die Erkenntnisse zum Informationsrecht des 
GmbH-Gesellschafters aus § 51a GmbHG zurückzugreifen, der bis dato die jüngste 
Regelung darstellt und dem gerade in rechtsdogmatischer Hinsicht rechtsformübergreifende 
Grundlagen entnommen werden können. 
 
Die vorliegende Untersuchung arbeitet die dogmatischen Grundlagen der beiden 
Informationssäulen heraus. Anders als bislang wird das sog. „kollektive Informationsrecht“ 
nicht zu einem bloßen Abgrenzungsbegriff herabgesetzt,9 sondern einer eingehenden Ana-
lyse unterzogen. Es wird herausgestellt, dass beide Informationssäulen zwar voneinander 
getrennt zu betrachten sind, aber durch das Informationsbedürfnis des Gesellschafters mit-
einander verbunden sind. Daneben hat die Arbeit zum Ziel, unter Darlegung des heutigen 
vielschichtigen Meinungsstandes aufzuzeigen, dass § 166 HGB nach Maßgabe des 
Informationsbedürfnisses einer verfassungsrechtlich gebotenen Rechtsfortbildung bedarf 
und Rechtserkenntnis und Rechtsfortbildung dem Gesetzeswortlaut und der historischen 
Gesetzessystematik längst enteilt sind. Das betrifft sowohl den Inhalt und Umfang des 
Informationsrechts als auch eine mögliche Abdingbarkeit. Dazu werden zahlreiche neuere 
Entscheidungen herangezogen und einer kritischen Würdigung unterzogen.10 Dem 
Kommanditisten steht – wie dem GmbH-Gesellschafter in § 51a GmbHG und dem 
Gesellschafter einer GbR und OHG auch – ein prinzipiell unbeschränktes, einheitliches und 
obendrein zwingendes Informationsrecht zu. Zum Einstieg löst sich die Untersuchung zu-
nächst bewusst vom geschriebenen § 166 HGB und tritt einer „kommentarartigen“ Abhand-

 
8 Eingehend Kornblum GmbHR 2020, 677, 678; speziell die GmbH & Co. KG ist gerade für 
Familienunternehmen „die“ beliebteste Rechtsform, Binz/Sorg GmbHR 2011, 281 ff.; Münch. Hdb. 
GesR Bd. 7/Holler § 75 Rn. 15. 
9 S. stellvertretend Wohlleben, S. 2 f. 
10 BGH NZG 2018, 736; BGH NZG 2016, 1102; OLG Celle GmbHR 2017, 979; OLG Düsseldorf 
BeckRS 2008, 3523; OLG Jena BeckRS 2016, 16922; OLG Jena BeckRS 2013, 199609; KG NZG 2018, 
1267; OLG München NZG 2018, 942; OLG München ZIP 2017, 1112. 
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lung11 entgegen. Stattdessen werden in der Praxis relevante Fragestellungen aufgegriffen 
und einer kritischen Analyse unterzogen, beispielsweise ob das Informationsrecht des 
Kommanditisten auch Vorgänge der gewöhnlichen Geschäftsführung erfasst, was die 
herrschende Meinung ablehnt.12  
 
Dabei hat die Arbeit nicht zum Ziel, ein völlig neues Konzept betreffend den Abbau von 
Informationsasymmetrien aufzuzeigen, sondern an vorhandene Ansätze und Überlegungen 
anzuknüpfen und diese weiterzuentwickeln. Das gilt besonders für die von Karsten Schmidt 
entwickelte „Lehre vom einheitlichen, ungeteilten Informationsrecht“13 und „Lehre vom 
Informationsbedürfnis“.14 Im Verlauf dieser Arbeit wird das „Informationsbedürfnis“ als 
unbestimmter Rechtsbegriff konkretisiert sowie zum maßgeblichen Kriterium und Weg-
weiser der Rechtsfortbildung herausgebildet und schlussendlich auf § 166 Abs. 1 HGB 
angewendet.  
 
Nachdem der gegenwärtige Rechtsstand herausgearbeitet ist, kann vor diesem Hintergrund 
zuletzt die Frage aufgeworfen werden, ob es dem im April 2020 veröffentlichten sog. 
„Mauracher-Entwurf“ sowie dem darauf aufbauenden und im Frühjahr 2021 vorgelegten 
Gesetzentwurf der Bundes-regierung gelingt, das individuelle Informationsrecht des 
Kommanditisten angemessen zu normieren. Oder bleibt die vorgeschlagene Neuregelung 
hinter der gegenwärtigen Rechtserkenntnis und Rechtsfortbildung zurück und verkürzt 
möglicherweise sogar den Rechtsstand gegenüber dem bisherigen kodifizierten Recht? 
 
C. Gang der Darstellung 
 
In ihrem ersten Teil wird das sog. „kollektive Informationsrecht“ erörtert. Dazu wird zu-
nächst die aus dem Recht der Körperschaften bekannte „Lehre vom Organrecht“ aufge-
griffen und auf rechtsfähige Personengesellschaften übertragen. Auf dieser Grundlage wird 
sodann dargelegt, dass in den rechtsfähigen Personengesellschaften Träger der 
Informationspflicht das Geschäftsführungsorgan und Trägerin des korrespondierenden 
Informationsrechts nicht die rechtsfähige Personengesellschaft, sondern vielmehr die 
Gesellschaftergesamtheit als Willensbildungsorgan ist. Denn Organe sind im Innen-
verhältnis sowohl organrechtsfähig als auch organparteifähig und können Träger von eige-
nen Rechten und Pflichten sein. In diesem Zusammenhang wird weiter aufgezeigt, dass der 
Schwerpunkt des „kollektiven Informationsrechts“ in der Pflicht besteht, den 
Gesellschaftern unaufgefordert die „erforderlichen Nachrichten zu geben“ (§§ 713, 666 Fall 
1 BGB). Damit zusammenhängend werden die Funktion, die dem individuellen 
Informationsrecht jedes einzelnen Kommanditisten in der Abgrenzung zum sog. 
„kollektiven Informationsrecht“ gerade zukommen soll und die Tatsache, dass diese beiden 
Informationssäulen über das Informationsbedürfnis miteinander verbunden sind, geklärt. 
Außerdem wird dargelegt, dass das „kollektiven Auskunftsrechts“ aus §§ 713, 666 Fall 2 
BGB iVm § 161 Abs. 2, 105 Abs. 3 HGB nach Maßgabe des Informationsbedürfnisses zu 
einem umfassenden Informations- und Überwachungsrecht fortzubilden ist und 
insbesondere auch zur Durchführung einer Sonderprüfung berechtigt. 

 
11 S. stellvertretend Gänzle, S. 6 ff.; Schlitt, S. 85 ff. 
12 BGH NZG 2016, 1102 Rn. 23; BGH NJW 1992, 1890, 1891; OLG Düsseldorf BeckRS 2008, 3523; 
Staub/Casper § 166 Rn. 26; a.A. Scholz/K. Schmidt § 51a Rn. 56. 
13 Grundlegend K. Schmidt, Informationsrechte, S. 38 f. 
14 Grundlegend K. Schmidt, Informationsrechte, S. 35 ff. 
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Sodann befassen sich die Teile zwei bis vier mit dem individuellen Informationsrecht. Ein-
leitend werden die rechtsdogmatischen Grundlagen des Stammrechts auf Information her-
ausgearbeitet, insbesondere dass das Informationsrecht ein einheitliches Recht ist, das nicht 
in ein Auskunfts- und ein Einsichtsrecht aufgespalten ist. In diesem Zusammenhang wird 
weiter ein Schwerpunkt auf die „Lehre vom Informationsbedürfnis“ gelegt. Das 
Informationsbedürfnis entscheidet darüber, ob im Einzelfall aus dem Stammrecht auf 
Information Informationsansprüche erwachsen können und auf welche Angelegenheiten 
der Gesellschaft sie sich erstrecken. Aufbauend auf dieses rechtsdogmatische Fundament 
thematisiert der zentrale dritte Teil unter Darlegung des heutigen Meinungsstandes kritisch 
die verschieden rechtsmethodischen Ansätze zur Erweiterung des § 166 HGB. Im Mittel-
punkt steht die Rechtsfortbildung des § 166 Abs. 1 HGB zu einem einheitlichen und 
prinzipiell unbeschränkten Stammrecht auf Information, dem je nach Informations-
bedürfnis ein Mitteilungsanspruch sowie ein Einsichts- und ein Auskunftsanspruch ent-
springen können. Im vierten Teil wird schließlich herausgestellt, dass das Informationsrecht 
als „mitgliedschaftliches Grundrecht“15 ein schlechthin unverzichtbares Recht ist, das 
weder einschränkenden noch ausschließenden gesellschaftsvertraglichen Abänderungen 
zugänglich ist. Es wird sich in diesen Teilen zeigen, dass Rechtserkenntnis und Rechtsfort-
bildung dem Gesetzwortlaut des § 166 HGB längst enteilt sind und dieser dringend der 
Reform bedarf. 
 
Im fünften und letzten Teil wird aufbauend auf die gewonnenen Erkenntnisse der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts 
(MoPeG) einschließlich des sog. „Mauracher-Entwurfs“ im Hinblick auf die vor-
geschlagenen Regelungen in § 717 BGB-E und § 166 HGB-E näher erläutert und rechts-
politisch gewürdigt. Vor dem Hintergrund der Reform des Personengesellschaftsrechts wird 
zunächst der im Schrifttum bisher thematisierte Reformbedarf und speziell die Diskussion 
über eine Neufassung des individuellen Informationsrechts des Kommanditisten auf dem 
71. Deutschen Juristentag 2016 aufgegriffen. Insgesamt wird sich zeigen, dass die geplanten 
Änderungen im MoPeG noch deutliches Optimierungspotential enthalten und bisherige 
Stellungnahmen aus dem Schrifttum zu positiv ausfallen. Denn speziell das 
Informationsrecht des Kommanditisten bleibt in der Neureglung nicht nur hinter seinem 
ungeschriebenen Rechtsstand, im Gegenteil sogar hinter den in § 166 HGB genannten 
Informationsmöglichkeiten zurück und wird damit nicht wie beabsichtigt erweitert, sondern 
verkürzt. 
 
Am Ende der jeweiligen fünf Teile werden die zentralen Ergebnisse der Untersuchung 
thesenförmig festgehalten. 
 
 
 
 
 
 

 
15 Wiedemann GesR II, S. 259. 
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